Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 963 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) 

über den 

Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

- Drucksache 483 - 


Berichters tarier: 

Abgeordneter Dr. Eckhardt 


Antrag des Ausschusses; 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 483 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung mit der Über- 
schrift „Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes‘‘ zuzustimmen; 


2. die folgende Entschließung anzunehmen: 

Um das rechtzeitige Zustandekommen der Steuerreform 
nicht in Frage zu stellen, sieht der Bundestag davon ab, 
über die große Zahl der ihm vorliegenden Anregungen und 
Vorschläge auf Änderung und Aufhebung umsatzsteuer- 
licher Vorschriften im gegenwärtigen Zeitpunkt zu 
beschließen. Er hält jedodi eine Prüfung der Bestimmungen 
des Umsatzsteuerrechts für unerläßlich. 

Dies gilt namentlich für die Stellung der freien und ihnen 
verwandten Berufe, für die Behandlung sozialer oder der 
Jugendpflege gewidmeter Einrichtungen und für die Fragen 
der Zusatzbesteuerung. 

Die Bundesregierung wird ersucht, nach Verabschiedung der 
Steuerreform 1954 Untersuchungen darüber anzustellen, ob 
und in welcher Weise eine Änderung des derzeitigen Um- 
satzsteuerrechts erforderlich ist, und das Ergebnis dieser 
Untersuchungen dem Bundestag vorzulegen.“; 


Druck: Bonner Ünlversitfits-Buchdrudserei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, RheinaUee 20, 
Telefon 3551 



3. a) den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 

Gesetzes zur Ergänzung des Umsatzsteuergesetzes — Druck- 
sache 199 — 

b) den Antrag der Abgeordneten Dr, Dr. h. c. Müller (Bonn), 
Dr. Horlacher, Bauknecht und Genossen betr. Durchfüh- 
rungsbestimmungen zum Umsatzsteuergesetz — Druck- 
sache 311 — 

c) den von der Fraktion der DP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes — Druck- 
sache 533 — 

durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt zu erklären; 

4. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erledigt 
zu erklären. 

Bonn, den 4. November 1954 


Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Eckhardt 

Berichterstatter 


Dr. Wellhausen 

Vorsitzender 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

- Drucksache 483 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


E n t w u r f 

Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz vom 16. Oktober 

1934 in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 1. September 
1951 (Bundesgesetzbl. I. S. 791), 

des Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 14. November 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 885), 

des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 30. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 393) und 

des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 23. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 233) 


wird wie folgt geändert: 

1. Im § 4 erhält die Ziffer 5 die folgende 
Fassung: 

„5. die Lieferungen von 

a) Wasser; 

b) Gas, Elektrizität oder Wärme 
durch zusammenhängende Leitun- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz vom 16. Oktober 

1934 in der Fassung 

der Bekanntmacliung vom 1. September 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 791), 

des Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes vom 14. November 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 885), 

des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzstcuergesetzes vom 30. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 393), 

des Dritten Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes vom 23. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 233) und 

des Vierten Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes vom 21. Juli 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 211) 

wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Entwurf 

gen mehrerer Unternehmer mit 
Ausnahme der ersten Lieferung im 
Inland;" 

2. In § 4 Ziff. 17 wird das Wort ,, Hand- 
lungsagent“ durch das Wort „Handels- 
vertreter“ ersetzt. 


3. Im § 7 werden im Absatz 3 Satz 1 die 
Worte „eins vom Hundert“ durch die 
Worte „einundeinhalb vom Hundert“ 
ersetzt. 


4. Im § 18 Abs. 1 wird hinter Ziffer 4 die 
folgende Ziffer 5 angefügt: 

„5. zur Sicherung des Steueranspruchs 
zu bestimmen, daß die Steuer in den 
Fällen, in denen ein Unternehmer 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


2. Im § 4 erhält die Ziffer 17 die folgende 
Fassung; 

„17. die Umsätze aus der Tätigkeit als 
Schriftsteller, Journalist oder Bild- 
berichterstatter, auch soweit sie für 
den Rundfunk oder Fernsehfunk 
ausgeübt wird, und die Umsätze aus 
der Tätigkeit als Privatgelehrter, 
Künstler, Handelsvertreter oder 
Makler. Die Steuerfreiheit tritt nur 
ein, wenn der Gesamtumsatz nach 
§ 1 Ziff. 1 und 2 im Kalenderjahr 
12 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigt. Beträgt er im Kalenderjahr 
mehr als 12 000 Deutsche Mark, so 
wird die Steuer für die genannten 
Umsätze nur insoweit erhoben, als 
sie aus zehn vom Hundert des 
12 000 Deutsche Mark übersteigenden 
Betrages gedeckt werden kann;" 

3. entfällt 


3 a. In § 5 Abs. 4 Ziff. 3 wird das Wort 
„Handlungsagenten" durch das Wort 
„Handelsvertreter" ersetzt. 

3 b. Im § 7 Abs. 2 wird hinter Ziffer 1 fol- 
gende Ziffer 2 eingefügt: 

„2, auf zwei vom Hundert für die Liefe- 
rungen von Gas durch Erzeuger an 
Abnehmer, die nach § 6 des Gesetzes 
zur Förderung der Energiewirtschaft 
vom 13. Dezember 1935 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1451) auf Grund öffentlich 
bekannt gegebener allgemeiner Bedin- 
gungen und zu öffentlich bekanntge- 
gebenen allgemeinen Tarifpreisen ver- 
sorgt werden;“ 

3 c. Im ^ 7 Abs. 2 wird die bisherige Ziffer 2 
Ziffer 3. 

4. unverändert 
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Entwurf 

im Inland weder einen Wohnsitz 
noch seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt noch seinen Sitz noch eine Be- 
triebsstätte hat, im Abzugsverfahren 
durch Dritte zu entrichten ist, und 
daß in diesen Fällen der Dritte für 
die Einbehaltung und Abführung 
der Steuer haftet." 


Artikel 2 

(1) Die Vorsdiriften des Artikels 1 Ziff. 1 
sind auf Lieferungen und sonstige Lei- 
stungen anzuwenden, die nach dem 31. De- 
zember 1954 bev/irkt v^erden. 

(2) Der Steuersatz von einundeinhalb vom 
Hundert (Artikel 1 Ziff. 3) ist anzuwenden, 
wenn 


1. im Falle der Besteuerung nach verein- 
nahmten Entgelten die V ereinnahmung 
des Entgelts, 

2. im Falle der Besteuerung nach den verein- 
barten Entgelten für die bewirkten Um- 
sätze die Lieferung 

nach dem 31. Dezember 1954 erfolgt. Maß- 
gebend ist die Besteuerungsart, die für den 
Unternehmer am 1. Oktober 1954 galt. 

(3) Beruht die Lieferung oder sonstige Lei- 
stung auf einem Vertrag, der vor dem Tag 
der Verkündung dieses Gesetzes abgeschlossen 
worden ist, so gilt mangels abweichender 
Vereinbarung das folgende: 

1. Werden nach diesem Gesetz Umsätze 
steuerfrei, die vor dem 1. Januar 1955 
steuerpflichtig waren, so ist der Unter- 
nehmer verpflichtet, dem Empfänger der 
Lieferung oder sonstigen Leistung einen 
Nachlaß vom Entgelt zu gewähren, der 
der Minderung der Steuer durch dieses 
Gesetz entspricht; 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Artikel 1 a 

§31 der Durchführungsbestimmungen zum 
Umsatzsteuergesetz in der bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Fassung wird auf- 
gehoben. 


Artikel 2 

(1) Die Vorsdiriften des Artikels 1 Ziff. 1, 
2 und 3 b und des Artikels 1 a sind auf Lie- 
ferungen und sonstige Leistungen anzuwen- 
den, die nach dem 31. Dezember 1954 be- 
wirkt werden. 

(2) Beruht die Lieferung oder sonstige 
Leistung auf einem Vertrag, der vor dem 
Tag der Verkündung dieses Gesetzes abge- 
schlossen worden ist, so gilt mangels abwei- 
chender Vereinbarung das folgende: 


1. Ist die Steuer nach diesem Gesetz nach 
einem niedrigeren Steuersatz zu entrichten 
als demjenigen, der vor dem 1. Januar 
1955 galt oder werden nach diesem Ge- 
setz Umsätze steuerfrei, die vor dem 
1. Januar 1955 steuerpflichtig waren, so 
ist der Unternehmer verpflichtet, dem 
Empfänger der Lieferung oder sonstigen 
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Entwurf 


2. ist die Steuer yiach diesem Gesetz nach 
einem höheren Steuersatz zu entrichten als 
demjenigen, der vor dem 1. Januar 1935 
galt, oder werden nach diesem Gesetz 
Umsätze steuerpflichtig, die vor dem 
1. Januar 1955 steuerfrei waren, so ist 
der Empfänger der Lieferung oder son- 
stigen Leistung verpflichtet, dem Unter- 
nehmer einen Zuschlag zum Entgelt zu 
gewähren, der der Erhöhung der Steuer 
durch dieses Gesetz entspricht. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Leistung einen Nachlaß vom Entgelt zu 
gewähren, der der Minderung der Steuer 
durch dieses Gesetz entspricht; 

2. werden nach diesem Gesetz Umsätze 
steuerpflichtig, die vor dem 1. Januar 1955 
steuerfrei waren, so ist der Empfänger 
der Lieferung oder sonstigen Leistung 
verpflichtet, dem Unternehmer einen Zu- 
schlag zum Entgelt zu gewähren, der der 
Erhöhung der Steuer durch dieses Gesetz 
entspridit. 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 
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